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Haftpflicht
Grund und Höhe
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BGH, Urteil vom 28. Januar 
2025 – VI ZR 300/24

Darlegungslast bei fiktiver 
Schadensabrechnung
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Sachverhalt
• Verkehrsunfall: Kläger begehrt fiktive Abrechnung nach 

Schadengutachten mit Nettoreparaturkosten 3.078,80 €, lässt aber in 
der Türkei sach- und fachgerecht reparieren ohne zu den Kosten im 
Verfahren vorzutragen zzgl. Merkantilen Minderwert, SV-Kosten, 
Nutzungsausfall und Kostenpauschale

• AG: Klageabweisung wg. Unschlüssigkeit - Kläger könne nur die im 
Ausland angefallenen Reparaturkosten verlangen, zu denen er nichts 
vorgetragen habe

• LG: Haftung 40 % Reparaturkosten, RA-Gebühren und Zinsen

• Revision der Beklagten mit dem Ziel der Wiederherstellung des Urteils 
erster Instanz (Revision zugelassen hinsichtlich der Reparaturkosten)
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BGH

Grundsatz: Gemäß § 249 Abs. 2 Satz 1 BGB kann der Geschädigte statt 
der Herstellung den dazu erforderliche Geldbetrag verlangen, soweit er 
erforderlich ist

Erforderlich=verständiger und wirtschaftlich denkender Eigentümer=>

• Wahl des wirtschaftlicheren Wegs, wenn beeinflussbar

• Bereicherungsverbot

Bei konkreter und fiktiver Abrechnung!
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Fiktive Abrechnung!
Keine Verpflichtung, zu den veranlassten (nicht veranlassten) 
Herstellungsmaßnahmen vorzutragen!

Reparaturkosten markengebundener Werkstatt sind erstattungsfähig, 
wenn ein Sachverständiger diese auf dem allgemeinen regionalen 
Markt ermittelt hat (inkl. Ersatzteilkosten), 

ABER:

Verweisungsmöglichkeit auf eine mühelos und ohne Weiteres 
zugängliche freie Fachwerkstatt mit vergleichbarem Qualitätsstandard 
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Konkret!

• Fiktive Abrechnung! Geschuldet war der zur Herstellung erforderliche 
Geldbetrag, bei dessen Ermittlung Gesichtspunkte, die die 
tatsächliche Reparatur betreffen, irrelevant sind

   -> keine zumutbare Verweisung auf die Reparaturwerkstatt in der 

        Türkei

• Anders BGH Urt. v. 3.12.2013, VI ZR 24/13: dort hatte der Kläger 
fiktive Abrechnung gewählt und hatte gleichzeitig zu den Kosten 
einer Reparatur in einer Fachwerkstatt am Wohnort vorgetragen, so 
dass Schädiger keinen Verweis auf eine gleichwertige, günstigere 
Repartur erteilen musste, Verstoß gg. Schadenminderungspflicht (+)  
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Stärkung der 
fiktiven Abrechnung

Trage nie mehr vor 
als erforderlich!



BGH Urteil v. 
21.01.2025

VI ZR 141/24

Geltendmachung deliktischer Ansprüche 
durch den Leasingnehmer
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Sachverhalt:

• Leasingfahrzeug;  Pflicht des Leasingnehmers im Schadenfall alle 
fahrzeugbezogenen Ansprüche in eigenem Namen und auf eigene 
Rechnung geltend zu machen

• Leasingnehmerin = Werkstatt, Reparaturkosten in dieser: 13.418,09 €

• Beklagte: 10.613,04 €, fehlenden 2.805,05 € nicht zu ersetzender 
Unternehmergewinn

• AG gibt Klage statt, LG weist sie ab und lässt die Revision zu
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Leasingnehmer:                unterschiedliche Streitgegenstände

- Bestimmung vornehmen
- keine Disposition des Gerichts
- Vortrag, ob eigene oder fremde Ansprüche geltend gemacht werden bzw. 
in                                                                in welcher Prüfungsreihenfolge, sonst: 
Klage unzulässig
-  Bestimmung kann jederzeit im Laufe des Verfahrens nachgeholt werden

Eigene Ansprüche

Wegen der Verletzung des 
Besitzrechts

Ansprüche des Leasinggebers

In gewillkürter Prozessstandschaft
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Konkret!

1.Hinreichend bestimmter Klagegegenstand

- Leasingnehmerin stets vorgetragen Ansprüche der Leasinggeberin als                                       

   Eigentümerin geltend zu machen

- Vorlage einer Ermächtigung

2. Klage zulässig
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Prozessführungsbefugnis: von Amts wegen in jeder Lage des Verfahrens

                                               prüfbar

Gewillkürte Prozessstandschaft = zulässig bei: 1. Ermächtigung

                                                                                   2. schutzwürdiges

                                                                                     Interesse, d.h. keine

                                                                                      unbillige Benachteili-

                                                                                       gung des Beklagten

                                                                                   3. Berufung auf die Er-

                                                                                        mächtigung

 Konkreter Fall: +, keine verschleierte Vollabtretung
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13.418,09 € = erforderlicher Betrag?

Nur, wenn die Leasingnehmerin mit der Reparatur keine eigene 
Verpflichtung gegenüber der Leasinggeberin erfüllen wollte (aus 
vertraglicher oder sonstiger Haftung)

Derzeit nicht ersichtlich, allerdings fehlen Feststellung

Deshalb: Aufhebung und Zurückverweisung
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F A Z I T

Der Leasingnehmer muss zur Vermeidung einer 
unzulässigen alternativen Klagehäufung eindeutig 
vortragen, welche Ansprüche er geltend macht.
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BGH Beschluss
vom 
11.02.2025

VI ZR 185/24

Anforderungen an die 
Substantiierungspflicht
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Sachverhalt

• Haftpflichtversicherter Pkw kommt von der Straße ab und fährt in 
eine Menschengruppe, Klägerin wird mehrfach verletzt und auch 6 
Wochen alte Sohn (SHT, Hirnblutung, Lungen eingefallen, künst.Koma)

• Klägerin: 15.000 € vorgerichtliches Schmerzensgeld
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Klage
• psychische Beeinträchtigungen: gestiegene Sorge, verstärkte 

Wachsamkeit, erhöhte Reizbarkeit + Behauptung, es handle sich um 
eine patholog. feststellbare Gesundheitsbeeinträchtigung im psych. 
Bereich 

• Bericht: psychische Situation = gesundheitl. Hauptproblem + 
"Deutlicher Hinweis auf eine Anpassungsstörung"

• 23 psychoth. Behandlungsstunden bei 2 Therapeuten, Kostenlast:Bkl.

• Unfall war für Behandlungen kausal, Beweis: Einholung eines 
Sachverständigengutachtens

-> weiteres Teilschmerzensgeld von 10.000 €
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Berufung
• Psychische Beeinträchtigungen werden berücksichtigt, wenn sie einen 

Krankheitswert besitzen.

• Dies habe die Klägerin nicht dargelegt.

• Erforderlich: 

   - Diagnose nach dem Klassifikationssystem ICD-10 durch einen  

      Psychiater oder Psychotherapeuten (=fachkundige Person)

   - Bescheinigungen der behandelnden Psychotherapeutinnen, aus 

      denen sich weitere Erkenntnisse ergeben

-> Beklagte muss nur noch ein Teilschmerzendgeld von 10.000 € zahlen
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Nichtzulassungsbeschwerde

• Rechtsgutsverletzung Dritter->psychische Störung beim Geschädigten  
= Gesundheitsschaden, wenn Krankheitswert besteht

• Primärschaden -> Beweismaß von § 286 ZPO (volle Überzeugung des 
Tatrichters)

• OLG: überhöhte Anforderungen an die Substantiierungspflicht der 

             Klägerin = Verletzung rechtlichen Gehörs, Art. 103 Abs. 1 GG
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Art. 103 GG

• Sichert den Anspruch der Beteiligten im gerichtlichen Verfahren sich 
zum Sachverhalt und der Rechtslage äußern zu können

• Pflicht des Gerichts tatsächliche und rechtliche Ausführungen zur 
Kenntnis zu nehmen und in Erwägung zu ziehen

• Anforderungen an den Parteivortrag dürfen nicht überspannt werden

• werden die Anforderungen an die Substantiierungspflicht unrichtig 
angewendet, verletzt dies das rechtliche Gehör, da die Handhabung 
der Substantiierungsanforderungen einschneidende Folgen haben 
kann -> Verstoß muss entscheidungserheblich sein
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Substantiierungspflicht
• Sachvortrag ist schlüssig und erheblich, wenn Tatsachen vorgetragen 

werden, die zusammen mit einem Rechtssatz geeignet u. erforderlich sind, 
das begehrte Recht entstanden sein zu lassen

• Keine näheren Einzelheiten, sofern sie für die Rechtsfolgen nicht von 
Bedeutung sind

• Liegen die gesetzlichen Voraussetzungen des geltend gemachten Rechts 
vor? +, Eintritt in die Beweisaufnahme durch den Tatrichter

• Keine genauen Kenntnisse medizinischer Zusammenhänge

• Keine Pflicht, medizinisches Fachwissen zu erwerben

-> keine Diagnose einer fachkundigen Person, keine Bescheinigung;

     Einholung eines Sachverständigengutachtens
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Versicherungsrecht
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OLG Saarbrücken
Urteil vom 12. 02.2025

5 U 42/24
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Fahrzeug-Vollkaskoversicherung

Fremdschaden i.H.v. 3.275 EUR

Unfallbedingte Reparaturkosten 
i.H.v. 17.925 EUR

Gemäß § 153 StPO eingestellt
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OLG Saarbrücken, Urteil vom 12. Februar 2025 – 5 U 42/24
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E.1.1.3 Sie müssen alles tun, was zur Aufklärung des Versicherungsfalls und des Umfangs 
unserer Leistungspflicht erforderlich ist. Sie müssen dabei insbesondere folgende Pflichten 
beachten:

Sie dürfen den Unfallort nicht verlassen, ohne die gesetzlich 
erforderlichen Feststellungen zu ermöglichen oder die dabei 
erforderliche Wartezeit zu beachten. Ist die erforderliche Wartezeit 
abgelaufen oder haben Sie sich berechtigt oder entschuldigt vom 
Unfallort entfernt, müssen Sie die Feststellungen unverzüglich 
nachträglich ermöglichen (Unfallflucht nach § 142 StGB). 
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OLG Saarbrücken, Urteil vom 12. Februar 2025 – 5 U 42/24

E.2.1 Verletzen Sie vorsätzlich eine Ihrer in E.1.1 bis E.1.6 
geregelten Pflichten, haben Sie keinen Versicherungsschutz. 

Verletzen Sie Ihre Pflichten grob fahrlässig, sind wir berechtigt, 
unsere Leistung in einem der Schwere Ihres Verschuldens 
entsprechenden Verhältnis zu kürzen.

Weisen Sie nach, dass Sie die Pflicht nicht grob fahrlässig verletzt 
haben, bleibt der Versicherungsschutz bestehen. 
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OLG Saarbrücken, Urteil vom 12. Februar 2025 – 5 U 42/24

Schutzreflex für das Aufklärungsinteresse des Kraftfahrzeugversicherers

§ 142 StGB

(2) wird auch ein Unfallbeteiligter bestraft, der sich

 1.nach Ablauf der Wartefrist (Absatz 1 Nr. 2) oder

 2.berechtigt oder entschuldigt

vom Unfallort entfernt hat und die Feststellungen nicht unverzüglich 
nachträglich ermöglicht.
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OLG Saarbrücken, Urteil vom 12. Februar 2025 – 5 U 42/24
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Unfallflucht auch bei 
unterlassenem 
Ermöglichen 
nachträglicher 
Feststellungen

1

Ausreichende 
Tatsachenkenntnis 
bezüglich 
Fremdschaden

2

Benachrichtigung des 
Versicherungsmaklers 
reicht nicht aus

3



OLG Saarbrücken, Urteil vom 12. Februar 2025 – 5 U 42/24

Versicherungsmakler  Versicherungsvertreter

Anders als in den Fällen des § 142 Abs. 1 StGB wird das Aufklärungsinteresse 
des VR durch einen Verstoß gegen Absatz 2 der Norm nicht in jedem Falle 
beeinträchtigt, weil diese Norm ein Handeln des VN unter Umständen noch 
zu einem Zeitpunkt genügen lässt, zu dem Erkenntnisse bezüglich des Unfalls 
nicht mehr in gleicher Weise zu gewinnen sind. 

Der VN, der seinen VR zu einem Zeitpunkt informiert, zu dem er durch 
Mitteilung an den Geschädigten eine Strafbarkeit 
nach § 142 Abs. 2 StGB noch hätte abwehren können, verletzt deshalb allein 
durch die unterlassene Erfüllung der Pflicht nach § 142 Abs. 2 StGB keine 
Aufklärungsobliegenheit (BGH, Urt. v. 21.11.2012 – IV ZR 97/11).
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OLG Saarbrücken, Urteil vom 12. Februar 2025 – 5 U 42/24

Bedingter Vorsatz 

Hierzu genügt es, dass der VN kraft einer „Parallelwertung in der 
Laiensphäre“ die Merkmale der Obliegenheit im Kern kennt, mithin 
grundsätzlich das allgemeine Bewusstsein hat, dass er den VR bei der 
Aufklärung des Sachverhalts nach besten Kräften aktiv unterstützen 
muss, und das heute bei einem Versicherten in der Regel vorhanden ist 
BGH, Urt. v. 8.5.1958 – II ZR 1/57
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OLG Saarbrücken, Urteil vom 12. Februar 2025 – 5 U 42/24

Kausalität

Eine arglistige Verletzung der Aufklärungsobliegenheit setzt voraus, 
dass der VN einen gegen die Interessen des VR gerichteten Zweck 
verfolgt und weiß, dass sein Verhalten die Schadenregulierung 
möglicherweise beeinflussen kann. 
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LG Itzehoe, Urteil vom 
17. Januar 2025 – 3 O 285/24

In der Nacht vom 14.07.2021 auf den 15.07.2021 
wurde das Fahrzeug dann im Ort D aufgrund der 
Flutkatastrophe im A zerstört und erlitt einen 
Totalschaden.

Nach dem Unfallereignis stellte der Kläger, basierend 
auf den damaligen Verkaufspreisen des VW-Konzerns, 
den Neupreis für ein, seinem beschädigten Fahrzeug 
entsprechenden, VW Grand California zusammen. 
Der Neupreis belief sich zum damaligen Zeitpunkt auf 
100.690,29 € zuzüglich 8.135,52 € für zusätzliche 
Einbauten, die vom Kläger als dauerhaft im Fahrzeug 
verbleibendes Zubehör bezeichnet.
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LG Itzehoe, Urteil vom 
17. Januar 2025 – 3 O 285/24

A.2.6.1 Leistung bei Totalschaden, Zerstörung oder Verlust

Wann zahlen wir den Neupreis eines Pkw?

Bei Pkw zahlen wir anstelle des Wiederbeschaffungswerts 
den Neupreis des Fahrzeugs, wenn innerhalb von 18 
Monaten nach dessen Erstzulassung ein Totalschaden, eine 
Zerstörung oder ein Verlust eintritt.
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LG Itzehoe, Urteil vom 17. 
Januar 2025 – 3 O 285/24

Ein durchschnittlicher Versicherungsnehmer muss die 
Klausel bei verständiger Würdigung und aufmerksamer 
Durchsicht so verstehen, dass die Beklagte lediglich bei 
PKW bereit ist, Versicherungsschutz zu gewähren.

Nach den Versicherungsbedingungen ergibt sich für 
den verständigen Versicherungsnehmer, dass die 
Begriffe PKW und Campingfahrzeug nicht 
gleichbedeutend verwendet werden. Ansonsten würde 
in den Bedingungen zwischen PKW und 
Campingfahrzeug nicht unterschieden werden. Das 
Campingfahrzeug des Klägers ist demnach im 
versicherungsrechtlichen Sinn der Bedingungen kein 
PKW.
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LG Itzehoe, Urteil vom
17. Januar 2025 – 3 O 285/24

•Wie lege ich aus?

•Zweifelsregelung

•§ 6 VVG
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Neue Urteile

• Strafrecht

•Ordnungswidrigkeiten
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BGH v. 13.03.2025, 4 StR 391/24
§ 315 c Abs. 1 StGB

(1) Wer im Straßenverkehr

…
und dadurch Leib oder Leben eines anderen Menschen oder fremde Sachen von 
bedeutendem Wert gefährdet, wird mit einer Freiheitsstrafe bis zu 5 Jahren oder 
einer Geldstrafe bestraft

1. Straßenverkehr

2. Gefährdungshandlung (Fahruntüchtigkeit/7 Todsünden)

3. Konkreter Gefährdungserfolg
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Konkreter Gefährdungserfolg:
• Vorliegen einer kritischen Situation, die über die der Tathandlung 

selbst innewohnende latente Gefährlichkeit hinaus geht

   -> objektiv nachträgliche Prognose auf Grund allgemeiner Lebens-

        Erfahrung

• die Sicherheit der Person oder Sache wird so stark beeinträchtigt,

      dass es nur noch vom Zufall abhängt, ob ein Rechtsgut verletzt wird

      oder nicht (Beinahe-Unfall)

• das Gericht muss Feststellungen treffen, bei denen ein unbeteiligter 
Beobachter zur Einschätzung gelangt, es sei gerade noch einmal gut 
gegangen (BGH Beschluss v. 19.6.2024 - 4 StR 73/24 Rn. 6 mwN)
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Sache von bedeutendem Wert?

• Wertgrenze: 750 €

so schon BGH Beschluss vom 10.04.2019 - 4 StR 86/19, Rn. 7
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Vorlagebeschluss vom

10.04.2025, 

Az. 1 Ss (OWi) 112/24:

Beweisverwertungsverbot
hinsichtlich eines im
standardisierten
Messverfahren
gewonnenen Ergebnisses
ohne Speicherung der 
Rohmessdaten
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Vorlagebeschluss:
Unterliegt das Ergebnis einer mittels standardisiertem Messverfahren erfolgten 
Geschwindigkeitsmessung aufgrund einer mit den Grundsätzen eines fairen 
rechtsstaatlichen Verfahrens i.S.v. Artikel 2 Abs. 1 i.V.m. Artikel 20 Abs. 3 
GG unvereinbaren Beschränkung der Verteidigung im 
Ordnungswidrigkeitenverfahren einem Beweisverwertungsverbot, wenn die zur 
Messwertbildung erfassten und verarbeiteten Daten (sog. Rohmessdaten) nicht 
gespeichert werden, obwohl dies technisch möglich wäre und anhand der Daten 
die Messwertbildung und der Messwert innerhalb der Verkehrsfehlergrenze 
überprüft werden könnten, andere, gleichermaßen zuverlässige 
Verteidigungsmittel zur Überprüfung des Messwertes nicht zur Verfügung stehen 
und der Betroffene der Verwertung des Messergebnisses unter Hinweis auf die 
fehlende Möglichkeit zu dessen Überprüfung widerspricht.
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Sachverhalt
• Poliscan FM 1, Softwareversion 4.4.9

• Geschwindigkeitsüberschreitung um 35 km/h bei zulässigen 100 km/h

• 24.03.2023 Bußgeldbescheid: 300 €

• Hauptverhandlung: Widerspruch gg. Verwertung der Messung mit der 
Begründung, die Verteidigung werde durch die fehlende Speicherung der 
Rohmessdaten unzulässig beschränkt, da eine Prüfung der 
Messwertbildung nicht möglich sei + gezielte staatliche 
Beweisrekonstruktionsvereitelung

• Urteil 26.01.2024: 250 € ohne Beweisaufnahme, standardisiertes 
Messverfahren! Verkehrssicherheit! PTB: Messwert nicht mit ungeeigneten 
Mitteln in Frage stellen
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Antrag auf Zulassung der Rechtsbeschwerde

• Rüge der Verletzung des Rechts auf ein faires Verfahren und den Anspruch 
auf rechtliches Gehör, weil das Messergebnis, auf das sich die Verurteilung 
stützt mangels Speicherung der Rohmessdaten und mangels anderer, 
gleichermaßen zuverlässiger Verteidigungsmittel nicht möglich ist und der 
Verwertung in der Hauptverhandlung widersprochen wurde

• 08.04.2025 Zulassung der Rechtsbeschwerde zur Fortbildung des Rechts 
und der Sicherung einer einheitliche Rechtsprechung

• Aufhebung der Entscheidung in Anlehnung an SVerfGH, Urt.v.05.07.2019, 
Lv 7/17; ABER: keine Abhängigkeit der Verwertung von der nachträglichen 
Prüfbarkeit der Rohmessdaten nach Rspr. anderer OLG (Plan)
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Rüge ist zulässig und begründet!

• Zulässigkeit: - Messgerät Poliscan FM1, keine Speicherung der Roh-
                            Messdaten
                          - Widerspruch in der Hauptverhandlung
                          - mit Speicherung der Rohmessdaten ist die Prüfung des
                             Messergebnisses möglich 
                          - ohne Speicherung unmöglich (nähere Ausführungen)
                          - keine andere, gleichermaßen zuverlässige Auswertung
                            (Smear-Effekt)
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Begründetheit wg. Rspr. SVerfGH

Verurteilung nur auf Messergebnis und Lichtbild gestützt, wenn

- Rohmessdaten fehlen

- andere, gleichermaßen zuverlässige Prüfmöglichkeit des 
Messergebnisses fehlt

- Betroffene der Verwertung widerspricht und das Fehlen der 
Rohmessdaten rügt

=> Verletzung des Grundsatzes des fairen Verfahrens und des recht-

      lichen Gehörs

6/20/2025 Verkehrsrecht Aktuell | II. Quartal 2025 46



weil:
• Anspruch auf Verurteilung nur mit ordnungsgemäß gewonnenen 

Messdaten

• im standardisierten Messverfahren gewahrt, wenn Betroffene das 
Tatgericht auf Zweifel aufmerksam machen und einen Beweisantrag 
stellen kann

• um Waffengleichheit, Kenntnisnahme, Recherche und Subjekt am 
rechtsstaatlichen Verfahren zu ermöglichen, müssen technische 
Prozesse nachvollziehbar sein (mit Rohmessdaten oder einem 
gleichermaßen zuverlässigen Verteidigungsmittel)

• Messwert muss hinreichend sicher die tatsächlich gefahrene 
Geschwindigkeit abbilden
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OLG

• Entscheidung des SVerfGH hat Bindungswirkung

• SVerfGH hat angekündigt, abweichende Entscheidungen zu 
korrigieren

• Kein Entfallen der Bindungswirkung durch eine abweichende 
Entscheidung eines Bundesgerichts oder des 
Bundesverfassungsgerichts
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BGH: Standardisiertes Messverfahren
• Erkennen SVerfGH (und auch OLG) an
• BGH beschäftigt sich nur mit sachlich – rechtlichen Anforderungen an die 

tatrichterliche Beweiswürdigung
• Keine Ausführungen zur Beachtung verfahrensrechtlicher Grundsätze
• Keine Antwort auf ein Beweisverwertungsverbot, da sich die Vorlagefrage 

an den BGH hierauf nicht erstreckte

BGH Beschluss v. 19.08.1993, 4 StR 627/92
                               30.10.1997, 4 StR 24/97
                               03.04.2001, 4 StR 507/00
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BVerfG

• Beschluss v. 12.11.2020, 2 BvR 1616/18: Herausgabe von 
vorhandenen Rohmessdaten

• Beschlüsse v. 20.06.2023 und 21.06.2023, 2 BvR 1167/20 und 2 BvR 
1082/21 bzw. 2 BvR 1090/21: Nichtannahmebeschlüsse, keine 
Bindungswirkung gemäß § 31 Abs. 1 BVerfGG
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BVerwG

• Urteil v. 02.02.2023, 3 C 14/21:

Offengelassen bei Anordnung einer Fahrtenbuchauflage
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Rohmessdaten?!
Daten, die die Sensorik des Messgeräts während des Messvorganges erzeugt und, 
die nach der technisch notwendigen Filterung und Analog-Digital-Umwandlung 
ohne weitere Selektion, Filterung oder Veränderung die Grundlage für die 
Verarbeitung im Messgerät darstellen (PTB-Stellungnahme v. 12.01.2017), d.h. 

- Positionswerte

- Zeitstempel

- Winkel

- Laufzeiten der Lichtimpulse

Störeinflüsse? Messwertausreißer?
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Andere, gleichermaßen zuverlässige Verteidigungsmittel?

• Smear-Effekt

• Fotogrammetrische Auswertung: Plausibilisierung des 
Geschwindigkeitswertes = keine ebenso zuverlässige Methode wie 
sachverständige Modellbetrachtung anhand der Rohmessdaten, da 
sie nicht die Feststellung möglicher Irregulitäten ermöglicht und 
zudem auf Zusatzdaten und einen Bezugspunkt (Kennzeichen) 
abstellt, deren Richtigkeit ohne weitere Rohmessdaten nicht 
überprüft werden kann
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T I P P

Im Hinblick auf den Vorlagebeschluss 
sollte in anderen Verfahren die 
Aussetzung der Hauptverhandlung 
beantragt werden.
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Verwaltungsrecht
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Digitaler Führerschein

• soll bis 2030 eingeführt und l in allen EU-Staaten anerkannt werden

• soll im Rahmen der European Digital Identity Wallet (EUDI-Wallet) gespeichert 
werden 

• es besteht aber keine Pflicht auf digital umzusteigen
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Gültigkeit von Führerscheinen

• digitale sowie der physische Führerschein werden für Pkw 
und Motorräder 15 Jahre gültig sein

• wird der Führerschein wird als Personalausweis verwendet, 
dann ist er nur 10 Jahre gültig

• Lkw- und Busführerscheine bleiben weiterhin fünf Jahre 
gültig 

• die EU-Länder dürfen die Gültigkeit des Führerscheins älterer 
Fahrer (im Alter von 65 Jahren und älter) jedoch verkürzen.
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Medizinische Untersuchungen

• Keine verpflichtenden Gesundheitsüberprüfungen für alle ab 70 
Jahren

• bei der Ausstellung von Führerscheinen dürfen alle 
Mitgliedstaaten eine ärztliche Untersuchung (einschließlich des 
Sehvermögens und Herz-Kreislauf-Zustands) oder ein Screening auf 
der Grundlage einer Selbstbeurteilung verlangen
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Begleitetes Fahren

• EU-einheitliche Regelungen

• Für schwere Lkw der Klasse C wird Begleitetes Fahren 
eingeführt werden, bevor das für den Erwerb 
erforderliche Mindestalter von momentan 21 Jahren 
für die C-Klasse erreicht wird
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Probezeit, Alkohol und Drogen

• EU-weit wird eine Probezeit von mindestens 2 
Jahren eingeführt 

• außerdem sollen während dieser Zeit in allen 
Mitgliedstaaten strengere Vorschriften und 
Sanktionen für das Fahren unter Alkohol oder Drogen 
gelten
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Führerscheinerwerb im Herkunftsstaat

• Bürger, die in einem anderen Mitgliedstaat als ihrem 
Heimatland leben, können 
die Führerscheinprüfungen demnächst in ihrem Heimatland 
ablegen und dort einen Pkw-Führerschein erhalten

• Voraussetzung: im Wohnsitzstaat besteht keine Möglichkeit, 
die Prüfungen in einer der Amtssprachen des 
Mitgliedstaates, dessen Staatsangehörigkeit die Bürger 
besitzen, abzulegen
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Führerscheinklasse B

• Fahren von Wohnmobilen mit einem zulässige 
Gesamtgewicht (zGG) von bis zu 4,25 t

•die Richtlinie schreibt hierfür eine 
entsprechende Ausbildung, Prüfung oder sogar 
beides vor  (Umsetzung: Entscheidung durch den 
Mitgliedsstaat
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EU-weiter Entzug der Fahrerlaubnis

eine im Deliktsstaat rechtskräftig 
gewordene Entziehung der Fahrerlaubnis, 
ein Fahrverbot oder eine Fahrbeschränkung soll an das 
EU-Land weitergeleitet werden, das den Führerschein 
ausgestellt hat, um die Strafe dort durchzusetzen und 
sicherzustellen, dass sie in der gesamten EU befolgt 
wird
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Umsetzung:

• vorläufige Einigung wurde im Verkehrsausschuss des EU 
Parlaments formell angenommen 

• im nächsten Schritt wird im Plenum darüber abgestimmt

• sobald die neue EU-Führerscheinrichtlinie beschlossen ist, 
muss Deutschland sie aber erst noch in nationales Recht 
umsetzen, damit die Änderungen auch hierzulande in Kraft 
treten

• für die Umsetzung sieht die Richtlinie 3 bis 4 Jahre vor.
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Neue 
Entwicklungen
Gesetze oder Technik
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Wir lösen 
Ihren 

Rechtsstreit.
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Cornelia Süß
Fachanwältin für Verkehrsrecht

Fachanwältin für Sozialrecht

info@kawp-dresden.de 0351 318890 www.kawp-dresden.de
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Oliver Meixner
Rechtsanwalt  

Fachanwalt für Versicherungsrecht

olivermeixner@kanzlei-johannsen.de +4940 – 24 13 51 www.kanzlei-johannsen.de
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